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(Nk. 323«) Gesetz, betreffend die Gewährung der Rechtshülfe. Vom 21. Juni 1869.

Wir Wilhelm, Von Gottes Gnaden Königvon Preußenic.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes , nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:

Erster Abschnitt.

Von der Rechtshülfein bürgerlichenRechtsstreitigkeiten.

s. 1.
,

«

Die Gerichte des Bundesgebieteshaben sich in bürgerlichenRechtsstreitig-
keiten gegenseitigRechtshülfe u leisten. Es macht keinen Unterschied,ob das

ersuchendennd das gesuchte ericht demselben Bundesstaate, oder ob sie ver-

schiedenenBundesstaaten angehören» »

Das ersuchteGericht darf sdie Rechtshiilfeselbst dann nicht verweigern,
wenn es die Zuständigkeitdes ersuchendenGerichts nicht für begründethält.

s. 2.

« D·ieRechtshülfewird auf Re uisition von Gericht u Gericht gelei et

soweit nicht in den §§. 3. bis 6. ein nderes bestimmt ist.
z st ,

s. 3.

Wenn nachdem Rechte des Orts, wo die erforderlicheProzeßhandlung
VorzYnehnImIst- dlefezum GeschäftskreisebesondererBeamten (Gerichtsvollzieher,
GmchtsvogteU« s«IN gehört oder Von der betheiligtenPartei bei dem Gerichte
unmittelbar zu betreiben ist , so hat das ersuchteGericht selbstoder die bei ihm
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bestehendeStaatsanwaltschaft einen zuständigenBeamten mit der Bornahme der

Prozeßhandlungzu beauftragenoder, soweit es erforderlichist , die Sache einem
Anwalte oder einer sonst geeignetenPerson zur Betreibung zu übergeben.

Z. 4.

»
Durch die Vorschriftendes Z. 3. wird nicht ausgeschlossen,daß die bethei-

ligte Partei unmittelbar einen zuständigenBeamten mit der Bornahme der

Prozeßhandlungbeauftragt oder die Sache bei dem Gerichte betreibt.

Z. 5.

Wird in einem anhängigenoder anhängigzu machendenRechtsstreiteeine

Prozeßhandlungerforderlich, welche nach dem für das Prozeßgerichtgeltenden
Rechte nicht von den Gerichten verfügt,sondern im Auftrage der Parteien durch
besondereBeamte bewirkt wird, dagegen nach dem Rechte des Orts, wo die

Handlung vorzunehmenist, zu dem Geschäftskreiseder Gerichte ehdrt, so hat
das zuständigeGericht diesesOrts auf den von der Partei unter orlegung der

uzustellendenoder der sonst erforderlichenSchriftstückegestellten Antrag die

Prozeßhandlunganzuordnen.
"

s. 6.

Requisitionen und Parteianträge,welchedurch Vermittelungder Staats-

anwaltschaft an die Gerichte gelangen, sind in derselbenWeise zu erledigen, als
wenn sie unmittelbar von dem Prozeßgerichteeingesendetoder von der Partei
gestelltwären.

Z. 7.

Eine im Wege der Rechtshülsezu bewirkende Zwangsvollstreckung(Exe-
kution)erfolgt nach den am Orte der BollstreckunggeltendenVorschriften.

, §. 8.

Ueber Einwendun en, welchedie Zulässigkeitder Rechtshiilfe(s. 37.), die
Art und Weise der Bo streckungoder das bei derselbenzu beobachtendeBer-

fahren betreffen, hat das Gericht des Bollstreckungsortszu entscheiden.
Dasselbe gilt von Einwendungen, welche von dritten Personen wegen

eines Anspruchs auf den Gegenstand der Vollstreckungerhoben werden.

Alle anderen Einwendungengegen die Vollstreckungunterliegen der Ent-

scheidungdes Prozeßgerichts.

§. 9.

Werden bei«dem VollstreckungsgerichteEinwendungenerhoben, über
welchein Gemäßheitdess. 8. das Prozeßgerichtzu entscheidenhat, so kann das
erstere, wenn ihm die Einwendungenerheblichund in thatsächlicherBeziehung
glaubhafterscheinen, die Bollstreckungvorläufig einstellen.

Im
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Im Falle der Einstellung ist für die Beibringung der Anordnung des

Pro eßgerichtseine
Frixtzu bestimmen, nach deren fruchtlosemAblaufe die Voll-

streciungfortgesetztwir .

s. 10.

Sollen die in einem Rechtsgebiete,in welchemdie Zwangsvollstreckung
um GeschäftskrrisebesondererBeamtengehört«erlassenenErkenntnissein einem

Yiechtsgebietevollstrecktwerden , m welchem.die Zwangsvollstreckungvon den

Gerichtengeleitet wird- so hat das uständigeGericht die Zwangsvollstreckung
auf Antrag der Partei anzuordnen. zudiesemZweckeist eine mit dem gericht-
lichen Zeugnisse der BollstreckbarkeitverseheneAusfertigung des Erkenntnisses
vorzulegen.

s. 11.

Wenn nach-demfür das ProzeßgerichtgeltendenRechte die Vollstreckung
— durch Einle ung eines Rechtsmittelsgehemmt werden kann, so ist in dem Zeu -

nisse der ollstreckbarkeit(§. 10.) zu bemerken, welche Rechtsmittel die Vo -

streckunghemmen, und binnen welcherFrist dieselbeneinzulegensind.
Wird deinVollstreckungsgerichteglaubhaft gemacht,daß ein Re tsmittel,

durch welchesdie Vollstreckunggehemmt wird, binnen der gesetzlichen rist ein-

gelegt Ist- so hat dasselbedie Bollstreckungeinzustellen.
EUFsolchesRechtsmittelkann bei dem Vollstreckungsgerichteohne Beob-

achtungeiner besonderenForm eingelegtwerden. Diese Linlegungwird jedoch
wirkungslos,wenn sie nicht innerhalb der Nothfrist und spätestensbinnen vierzehn
Tagen seit dem Tage der Einlegung nach den am Orte des Prozeßgerichtsgel-
tenden Vorschriftenwiederholtwird.

Hat das Vollstreckungserichtin Gemäßheitder VorschriftendiesesPara-
raphen die Einstellun der ollstreckungangeordnet, so kann die betreibende

ZJarteidie FortsetzunggerVollstreckungnur dann verlangen, wenn sie ein die

Fortsetzunganordnendes oder das eingelegteRechtsmittelverwerfendesErkenntniß
des Prozeßgerichtsbeibringt.

Die Bestimmungendieses Paragraphen finden keine Anwendung, wenn

xkx»chk)tasProzeßgerichtdasselbeProzeßrechtgilt, wie für das Vollstreckungss
i .

s. 12.

»Sollenin einem Re ts ebiete, in welchem die Zwan svollstreckungzum
GeschststskkeisebesondererBekaniztengehört, die in einem an eren Bundesstaate
oderm einem Rechtsgebiete,in welchem die Zwangsvollstreckungvon den Ge-
Uchtmgeleitetwird, erlassenenErkenntnisseoder sonstigenrichterlichenVerxügungenVollstket Werden-so sind sie«von der zuständigengerichtlichenBehörde es Orts
der Vollstkeskung.mit der Vollstreckungsklauselzu versehen. Zu diesem Zwecke
ist der Behorde eine von dem Prozeßgerichtemit dem Zeugnisseder Vollstreck-

backkeitVerscheneAusfertigungdes Erkenntnissesoder der Verfügung vor-

zu egen.
49i Die
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Die Vollstreckungsklauselwird ohne Prüfung der Gesetzmäßikeit der Ent-
scheidungoder Verfügungund ohne Anhörungder Parteien ertheit.

§. 13.

Das in einem Bundesstaate eröffneteKonkursverfahren(Falliment, Debit-
verfahren, konkursmäßigeEinleitung u. s. w.) äußert in Bezug auf das zur
KonkursmassegehörigeVermögenseine Wirkung in dem gesammten Bundes-
gebiete. Dies gilt insbesonderevon den Beschränkungen,welchedie Verfügungs-
und Verwaltungsrechtedes Gemeinschuldners erleiden, und von dem Uebergange
dieserRechte auf die Gläubigerschaft.

Z. 14.

Auf Ersuchendes Konkursgerichtsoder auf Antrag des Konkursvertreters
ist das in einem anderen Staats-s oder Rechtsgebiete befindlicheVermogen des

Gemeinschuldnersvon den Gerichten des Orts, wo sich dasselbebefindet, nach
Maaßgabeder daselbst für den Fall des Konkursverfahrenszur Anwendung

komifnendenGesetzesicher zu stellen, zu inventarisiren und zur Konkursmasse ab-

zulie ern.

Z. 15.

Insoweit nach den Gesetzendes Staats- oder,Rechtsgebietes,in welchem
sich abzulieferndesVermögen(Z. 14.) befindet, gewissePersonen für den Fall
eines daselbsteröffnetenKonkursesberechtigtsind,

1) Vindikationsansprüchein Bezug auf dieses Vermögenoder auf einzelne
Theile desselbengeltend zu machen,

2) ihre abgesonderteBefriedigung aus diesemVermögenoder aus einzelnen
Theilen desselbenzu verlangen, oder

Z) auf Grund eines auf bestimmte GegenständediesesVermögensbe-

schränktendinglichen oder persönlichenRechts aus diesen Gegenständen
ihre vorzugsweiseBefriedigung zu beanspruchen,

stehen ihnen diese Rechte in derselben Weise zu, als wenn der Konkurs in diesem
Staats- oder Rechtsgebieteeröffnetwäre.

Vorzugsrechteanderer Art bestimmensichnach dem für das Konkursgericht
geltenden Rechte. ,

s. 16.

·
Die in Z. 15. Ziff. 1. und 2. bezeichneten»Rechtekönnen,so lange die

Ablieferungder Vermögenstheile,auf welchesich die Rechtebeziehen,noch nicht
erfolgt ist, bei den Gerichten des Orts geltend gemacht werden, wo sich diese
Vermögenstheilebefinden.

Nach der Ablieferung sind diese Rechte bei den Gerichten des Orts der
Konkurseröffnunggeltend zu machen.

D«ie
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.

Die in Z. 15. Zi .
3. bezeichnetenGläubigerhaben sich in den Konkurs

einzulassenund ihre Recxtebei dem Konkursgerichtezu verfolgen.

§. 17.

Gläubiger,welchesich krafteines Pfand- oder Retentionsrechts in dem

Besitzeeines abzulieferndenPermogensstücksbesindenzsind in keinem Falle ver-

pflichtet, vor ihrer Befriedigung das Bermogensstuck zur Konkursmasseabzu-
liefern.

Inwieweit dieselbenberechtigtsind, ihre Forderung im Konkurse anzu-

melden, ohne leichzeitigdas von ihnen als»Pfandoder retentionsweise besessene
Vermögensstückder Konkursmassezur Berfugungzu stellen, entscheidetsichnach
den Gesetzendes Orts, wo der Konkurs anhängigist«

Z. 18.

Der Verkauf der in einem anderen Staats- oder Rechtsgebietebele enen

unbewegliche-VSachenund die Befriedigung der Gläubiger,welcheaus der urch
den Kaufpreis gebildetenMasse ihre abgesonderteBefriedigung zU Verlangen be-

rechtigt si»nd,er olgt am Orte der belegenenSache nach den Vorschriften-Welche
gelten wurden,wenn der Konkurs daselbsteröffnetWäre— Sofern Nach den Ge-

setzendieses Orts die bezeichnetenGläubiger ihre Rechte bei dem KVUkUksgericht
geltend zu machen hätten,tritt an Stelle des letzterendas zuständigeGericht des
Orts der belegenenSache.

Insoweit nach den Gesetzendes Orts, wo sich abzulieferndes Vermögen
befindet,im Falle der daselbsterfolgten Eröffnun, des Konkurses ein Spezial-
oder PartikularsKonkurs über das abzuliefernde erinögenoder einzelne Theile
desselbenzu eröffnenwäre, wird dieser Konkurs eröffnet.

Der Betrag, welcher nachBefriedigungderin GemäßheitderBestimmungen
diesesParagraphen zu berücksichtigendenGläubigerubrig bleibt, ist zur Konkurs-

masse abzuliefern.
Z. 19.

Jst eine bürgerlicheRechtsstreitigkeitin einem Bundesstaate rechtshänig

Rwordenoder rechtskräftigentschieden, so kann die Rechtshängigkeitoder ie
« echtskkaftvor jedem Gerichte desselbenoder eines anderen Bundesstaates gel-
tend gemacht werden.

Zweiter Abschnitt.

Von der Rechtshiilfein Strafsachen.

Z. 20.

Die Gerichteeines Bundesstaates haben in Strafsachen den Gerichtender
anderen Bundesstaaten auf NequisitiondieselbeRechtshiicfezu ceisteu,wie Fu. e-
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Gerichten des eigenenStaates , insoweit sich nicht aus den Zss21. bis 33. ein
Anderes ergiebt.

Z. 21.

Die Gerichte eines Bundesstaates sind verpflichtet,Personen, welchevon

den Gerichten eines anderen Bundesstaates wegen einer strasbaren Handlung
verfolgt werden oder verurtheilt sind, diesen Gerichten auf Ersuchenauszuliefern,
wenn die strafbare Handlung, wegen welcher die Auslieferung beantragt wird,
in

döm
Gebiete des Bundesstaates verübt ist, welchem das ersuchendeGericht

ange ört.

Bei Anwendung dieserVorschrift wird angenommen, daßeine mittelst der

Presse verübte strafbare Handlung nur an dem Orte verübt sei, an welchemdas

Preßerzeugnißerschienenist.

Z. 22.

Die Verpflichtungzur Auslieferung (§. 21.) erstrecktsich auf die Auslie-

ferung der Theilnehmer, einschließlichder intellektuellen Urheber, der Gehäler
und derjeni en Begünstiger,welche die Begünstigungvor Verübung der That
zugesagtha en , auch dann, wenn die denselbenzur Last fallenden Handlungen
nicht in dem Gebiete des Staates begangen sind, in welchem das ersuchende
Gericht sich bestndet.

Z. 23.

Die Bestimmungender Is. 21. und 22. finden auch dann Anwendung,wenn

die Person, deren Auslieferung verlangt wird , dem Staate angehört, dessen
Gericht um die Auslieferung ersuchtist.

s. 24.

Die Auslieferung findet nicht statt, wenn in Ansehung der strafbaren
Handlung in dem Staate, welchemdas ersuchteGericht angehört,ein Gerichts-
stand begründetund das Strafverfahren früher anhängiggewordenist, als in
dem Staate, welchemdas ersuchendeGericht angehört.

Besindet sich die Person, deren Auslieferungverlangt wird, in dem Staate,
welchemdas«ersuchteGericht angehört,wegen einer anderenstrafbarenHandlung
in Untersuchung oder in Strafhaft, so kann die Auslieferungbis nach Erledi-

gung der Untersuchungoder der Strafhaft abgelehntwerden.

Z. 25.

Bis zum Erlasseeines gemeinsamen Strafgesetzbuchsfür den Nord-

deutschenBund findet die Auslieferungauch dann nicht statt, wenn

l) die

Handlung
ein politischesVerbrechen oder Vergehen, oder mittelst

der resseverübt worden ist, oder

2) sie nicht mit Strafe bedrohtoder in Betreff ihrer die Strafverfolgung
oder die Strafvollstreckungdurch Verjährungausgeschlossenist,

odår)d»ie
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3) die Handlung nach den Gesetzendes Staates , welchemdas ersuchende
Gericht angehört, mit Todesstrafe odermit körperlicherZüchtigungbe-

droht ist, währenddie Anwendungdieser Strafen nach den Gesetzendes

Staates, welchemdas ersuchteGericht angehört,nicht zulässigist.
Ob einer der Fälle unter 1. oder 2. vorhanden,ist nach den Gesetzendes

Bundesstaates, in dessenGebieteder Beschuldigteoder Verurtheilte sich befindet,
zu beurtheilen, und bei dieser Beurtheilungdie Handlung als im Gebiete dieses
Staates verübt anzusehen.

Z. 26.

Die Auslieferung kann auch in den, im vorigenParagraphen bezeichneten
Fällen , und zwar sowohlzum Zwecke der Untersuchung, als auch zu dem der

Strafvollstreckun , nicht abgelehntwerden , wenn währenddes Aufenthalts in

dem Staate , we chem das ersuchendeGericht angehört,deni Angeschuldigtender

Beschlußoder dieBerfugunå,durch welchedie Untersuchunggegen ihn eröffnet
worden ist, personlichzugeste t oder er als Angeschuldigterüber die That verhört
oder zum Zweckeder Einleitungder Untersuchungin Hast genommen war.

Z. 27.

»

Wenn in Gemäßheitder Bestimmungen in s. 25. Nr. l. und 3. eine

Auslieferungnicht stattsindet,so ist der Angeschuldigtein dem Staate, in dessen
Gebiete er sich besindet, und zwar, falls nach den Gesetzendieses Staates ein
anderer Gerichtsstandnicht begründetist, von dem Gerichte, in dessen Bezirke er

sich aufhält, wegen der ihm zur Last elegten Handlung zur Untersuchung zu

ziehen. Es wird jedochhierzu in den ällen des §. 25. Nr. 1. noch der An-
trag der zuständigenBehördedes Staates, in dessenGebiete die Handlung verubt

worden, vorausgesetzt
Bei der Untersuchung und der Aburtheilung ist die Handlung so anzu-

sehen, als ob sie in dem Gebiete des Bundesstaates, welchemdas untersuchende
Gerichtangehört, verübt worden. Sollte jedoch die Handlung in den Gesetzen
des Staates, in dessenGebiete sie verübt worden , mit einer geringerenStrafe

gepwhtsein, so sind bei der Aburtheilung diese Gesetze zur Anwendung zu
·

ringen.

s. 28.

.
Dem Ersuchenum Auslieferung ist eine Ausserti ung des gegen den Aus-

zUlIefekkkdexIerlassenengerichtlichenVerhaftsbefehls oder es gegen ihn ergangenen
rechtsktaftlgenStrafurtheils beizufügen.

Jn dem Verhaftsbefehleist die Beschuldigungund das auf sie anzuwen-

dendleStrafgesetzgenau zu bezeichnen,insbesondereZeit und Ort der That an-

zuge en.

§. 29.

Jn dringendenFällen kann, unter Vorbehalt unverzüglicherNachbringungeine
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eines vorschriftsmäßigenAuslieferungsantrages,die einstweiligeVerhaftung des

Auszulieferndenauf dem kürzesten,selbstauf telegraphischemWege erwirkt werden.

s. 30.

Die Sicherheitsbeamteneines Bundesstaates, insbesondere die Gendarmen
find ermächtigt,die einer strafbaren Handlung verdächtigenPersonen unmittelbar
nach verübter That , oder unmittelbar nachdem dieselben betroffen worden find,
im Wege der Nacheile bis in benachbarteStaatsgebiete Zuverfolgenund daselbst
festziinehmen.Der Festgenommeneist unverzüglichan ie nächsteGerichts- oder

Polizeibehördedes Bundesstaates, in welchemer ergriffen wurde, abzuliefern.
Zur selbstständigenVornahme von Haussuchungen sind Sicherheitsbeamte

des anderen Bundesstaates nicht befugt.

§. 31.

Bei Auslieferung der Person sind zugleichdie um Beweise der strafbaren

HandlilingdienlichenGegenstände,vorbehaltlich der echtedritter Personen, zu
uberge en.

§. 32.

Jeder Bundesstaat ist verpflichtet,die Durchführungvon Personen Und

Gegenständendurch sein Staatsgebiet zum Behuf der Ueberlieferungan einen
anderen Biindesstaat zu gestatten.

Z. 33.

Zur Vollstreckungeines in einem Bundesstaate erlassenen Strafurtheils
sind die Gerichte eines anderen Bundesstaates nur dann·verpflichtet,wenn die

strafbare Handlung, wegen welcherdie Strafe erkannt ist, im Gebiete des Bundes-

staates, in welchem sich das ersuchendeGericht befindet,verübt ist Es. 21. 22.),
und wenn außerdemdie Strafe entweder nur in das Vermögendes Verurtheilten
zu vollstreckenist oder in einer Freiheitsstrafebesteht,welche die Dauer von sechs
Wochen nicht übersteigt.

Jst die Verpflichtungzur Vollstreckungeiner Freiheitsstrafebegründet,so
findet die Auslieferungzum Zweckeder Strafvollstreckungnicht statt.

Dem Ersuchen um Vollstreckuiigist eine Ausfertigung des rechtskräftigen
Strafurtheils beizufügen.

Z. 34.

Im Falle der Auslieferungdarf die Untersuchungoder Strafvollstreckung
auf andere Handlungen»oderStrafen , als diejenigen, wegen welcher die Aus-

lieferungerfolgt war, nicht erstrecktwerden.

Die vorstehendeBestimmungfindetauf die von dem Ausgeliefertennach
der Auslieferungim Gebiete des Staates, welchem das ersuchendeGericht nn-

gehört,verübten strafbaren Handlungen keine Anwendung
s 3. 5.
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Z. 35.

· ,
Jst gegen

eine Person von den Gerichten eines Bundesstaateswegen einer
m dlesem taate

beggngenenstrafbaren Handlung die Untersuchungeingeleitet,so sindet,sofern die s erpflichtungzur Auslieferungdurch die Bestimmungender24 bis 26. nicht ausgeschlossenwar , gegen diese Person in einem anderenStaate wegen derselbenstrafbaren Handlung eine Untersuchungnicht statt.

s. 36.

Insoweit nach den Vorschriftender Landesgesetzedie Requisitionen um
Rechtshülfein Strafsachen zu dem Geschäftskreiseder Staatsanwaltschaftgehören,Tinden in Ansehungder von den Bundesstaaten gegenseitigzu gewährendenRechtshiilfezdieVorschriften,welche für die von den Gerichten erlassenenoderan diesegerichtetenRequisitionengelten, auch auf die von der Staatsanwaltschafterlassenenoder an dieselbegerichtetenRequisitionenAnwendung. Eine Verhaf-tung, ngsjuchunw Beschlagnahme,Auslieferungoder Strafvollstreckungkannjedoch bei einem Gerichtenur auf Grund eines gerichtlichenBeschlussesverlangtwede Und UUV auf Grund eines solchenBeschlusseserfolgen.

Dritter Abschnitt.

AllgemeineBestimmungen

s. 37.

Die Rechtshiilsesindet nicht statt , wenn die Vornahme der beantragtenHandlungnicht zu dein Geschäftskreisedes·ersuchtenGerichtsgehört,oder wenneine Handlung des Gerichts, einer Partei oder eines Dritten beantragtwird,deren Vornahmenach dem für diesesGericht geltendenRechteverboten ist.

Z. 38.

»

Ueber die Zulässigkeitder nach diesem Gesetzezu leistendenRechtshiilfeund uberdie Rechtmäßigkeitder Verweigerungderselbenwird ausschließlichvonden Geklchtendes Staates, welchem das ersuchteGerichtangehört,im geordnetenInstanzenzugeentschieden.
Z 39

Bei Anwendun der Civil- und Strafpro eß e e e welche Vorschriftenzum Nachtheileder Assländerenthalten, sowie dezrGijsetztze,,welche sichauf denKonkursuber das Vermögender Ausländer beziehen,ist jeder NorddeutschealsJnlander anzusehen
Insoweit nach Vor« rit der Prozeßgee e Zu ellungen an Per onen,WelcheIm Auslandewohneijichodfersichaufhalten:tzandigIStaatsanwaltfchaxtmit

dersele WIIEEMOwie an diesePersonen selbst,erfolgen, ist das Vundesgeoiekals Ausland nicht anzusehen
,

«

Bundes-Gesetzbl. 1869.
50 ,40.
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§. 40.

Jeder Norddeutscheist verpflichtet,auf Anordnung des Civil- oder Straf-
gerichts vor demselbenzum Zweckeseiner Vernehmung als Zeuge zu erscheinen,
auch wenn er einem anderen Bundesstaate angehört. Diese Vorschriftfindet keine

Anwendung auf Personen, welche nach dem am Wohnsitzederselben geltenden
Rechte nicht verbunden sind, persönlichvor Gericht zu erscheinen oder in der

betreffendenSache Zeugnißabzulegen.
Gehört der Zeuge einem anderen Bundesstaate an, so ist seineVorladung

bei dem Gerichte seinesWohnsitzeszu beantragen. Jn diesem Falle ist der Zeuge
befugt, die Zahlung der Entschädigungfür Zeitversäumnißund Reisekostennach
der in dem einen oder dem anderen dieser Staaten geltenden Taxordnungzu

fordern. Die Zahlung ist dem Zeugen auf Verlangen vorschußwetsezu leisten.

s. 41.

Die Jnjuriensachen, welche im Wege des Civilprozessesverhandeltwerden, -

gelten in Ansehung der Gewährung der Rechtshülfeals bürgerlicheRechtsstreitig-
keiten. Soweit jedoch eine Strafe zu vollstreckenist , kommen die Vorschriften
des Z. 33. zur Anwendung.

Z. 42.

Jst von dem Strafrichter auf Civilentschädigungerkannt; so bestimmtsich
die Gewährungder Rechtshülfefür die Vollstreckungdes Erkenntnissesnach den

Vorschriftenüber die Vollstreckungder in bürgerlichenRechtsstreitigkeitenerlasse-
nen Erkenntnisse

s. 43.

Die Kosten der Rechtshülfesind von der ersuchendenBehörde zu bezahlen.
Wenn eine zahlungspflichtigePartei nicht vorhanden, oder wenn die zah-

lungspflichtigePartei unvermögendist , so wird die Rechtshülfekosten- und ge-

bührenfreigeleistet. Es sind jedochdie baaren Auslagen, welche durchseine Aus-

lieferung oder durch eine Strafvollstreckungentstehen, der ersuchtenBehördezu

erstatten.
s. 44.

Wird ein Gesuch um Rechtshülfean eine nicht zuständigeBehördegerichtet,
so hat diese das Gesuch an die zuständigeBehördeabzugeben.

§. 45.

Die Bestimmungen dieses Gesetzessinden auch auf bereits anhängige
Sachen unter folgendenBeschränkungenAnwendung:

1) die Vollstreckungeines Civil- oder Straferkenntnisses,welches in einem
Bundesstaate vor dem Zeitpunkte,in welchem diesesGesetzin Kraft tritt,
im Wege des Kontumazialverfahrensergangen ist, findet in einemanderen
Bundesstaate auf Grund dieses Gesetzesnicht statt-«

2) d.te
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2) Zestiktliknåiuggkndzvtär13.ktbisftindenkeine Anwendung, wenn
on r etpuneero ne i

’

wl
«

in Kraft tritt
st, m e chem diesesGesetz

«

s. 46.

Die zwischeneinzelnen Bundesstaatenüber Leistungder Rechtshülfeabge-
schlossenenVerträge bleiben insoweitin Krat als Ie st

» .

nicht im Widerspruchestehen.
se f me gegenwamgem Gesetze

Urkundlich unter Unserer ö ei m ändi en Um
- .

BUUdes-Jnsiegek»
H chst g h S erschrtftund beigedrucktem

GegebenBerlin, den 21. Juni 1869.

(L- ss) Wilhelm.
Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers.

Verleni gedruckt in der KönigkkchmGeheimen ObersHofbuchdrucketei
(R. v. Decker).
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